
 
 

1 
 

Kreisstadt Siegburg                           Anlage 1  
 
 
Gremium: Planungsausschuss  
Sitzung am:  06.06.2024 
 
 
 

Flächennutzungsplan, 64. Änderung - Erweiterung der Holz-Bauer GmbH 
Bereich am westlichen Rand des Seidenbergs, zwischen dem Betriebsgelände der Bauer Holz GmbH 
und der vorhandenen Bebauung entlang der Straßen „Auf den Tongruben“, „Auf dem Seidenberg“ und 
„Am Klinkenberger Hof“ im Stadtteil Stallberg 

 
 
Eingegangene Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung  
 
 
 
1. Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sind keine 
abwägungsrelevanten Stellungnahmen eingegangen. 
 
 
2. Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Im Rahmen der Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind folgende abwägungsrelevante 
Stellungnahmen eingegangen, die sie auf den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 31/1 und die 
64. Änderung des Flächennutzungsplanes beziehen: 
 
2.1 Stadtbetriebe Siegburg AöR, Fachbereich Abwasser  
2.2 Wasserverband Rhein-Sieg-Kreis  
2.3 Landesbetrieb Wald und Holz NRW  
2.4 Deutsche Flugsicherung GmbH  
2.5 Geologischer Dienst NRW  
2.6 Fernstraßenbundesamt und Autobahn GmbH 
2.7 Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung 
2.8 Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 26 - Luftverkehr 
2.9 Deutsche Telekom Technik GmbH 
2.10 Stadtverwaltung Siegburg, Amt 80 - Umwelt und Wirtschaft 
2.11 Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst 
2.12 Feuerwehr Siegburg, Brandschutzdienststelle 
2.13 LVR- Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
 
Die aufgelisteten Stellungnahmen werden nachfolgend behandelt.  
 
 
 
 
2.1 Stadtbetriebe Siegburg AöR, Fachbereich Abwasser mit E-Mail vom 04.04.2023 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregung wird weitgehend berücksichtigt.  
 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird für das Flachdach der kleinen Halle eine extensive 
Dachbegrünung vorgegeben.  
Die Dachfläche der großen Halle ist ohne Begrünung geplant. Auf dieser Halle mit Satteldach soll eine 
mindestens 2500 qm große Photovoltaik-Anlage errichtet werden.  
 
Im Auftrag des Vorhabenträgers wurde ein Entwässerungskonzept erstellt. Eine Versickerung des 
gesamten Niederschlagwassers ist auf dem Grundstück realisierbar. Das Konzept sieht vor, dass das 
Niederschlagswasser, das auf den Verkehrs- und Grünflächen anfällt, über ein Mulden-Rigolen-System 
im Bereich der Versorgungsfläche mit der Zweckbestimmung „Abwasser“ im Südosten des 
Plangebietes versickert wird. Das gering bzw. unverschmutzte Niederschlagswasser der neuen Dächer 
soll über eine unterirdische Rigole versickert werden, die unter der neuen kleinen Halle mit 
überfahrbaren Boxen angeordnet wird. Die Entwässerung des unteren Teiles der geplanten Rampe zum 
Bestandgelände kann entweder über eine Pumpe zu der Mulden-Rigole oder auch über das 
Bestandgelände sichergestellt werden. 
Details sollen im Bauantragsverfahren bzw. im wasserrechtlichen Verfahren mit dem Rhein-Sieg-Kreis 
geklärt werden. 
 
Auf der Ebene des Flächennutzungsplanes besteht kein planerischer bzw. abwägungsrelevanter 
Handlungsbedarf. Das Thema „Entwässerung“ wird in der Begründung zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 31/1 behandelt.   
 
 
 
 
2.2 Wasserverband Rhein-Sieg-Kreis mit E-Mail vom 12.04.2023 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregung wird berücksichtigt.  
 
Es wird auf die Stellungnahme der Stadtverwaltung unter Pkt. 2.1 verwiesen. 
 
Auf der Ebene des Flächennutzungsplanes besteht kein planerischer bzw. abwägungsrelevanter 
Handlungsbedarf. Das Thema „Entwässerung“ wird in der Begründung zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 31/1 behandelt.   
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2.3 Landesbetrieb Wald und Holz NRW, Regionalforstamt Rhein- Sieg- Erft  
 mit E-Mail vom 13.04.2023 
 

 

 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregung wird berücksichtigt.  
 
Die Forderung des Landesbetriebes Wald und Holz wurde in der Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung im 
Umweltbericht aufgegriffen.  
Im Siegburger Stadtgebiet stehen keine Flächen zur Verfügung, die sich für eine Waldumwandlung 
eignen. Der geforderte Kompensation für die Inanspruchnahme der o.g. Waldfläche soll deshalb auf 
Flächen außerhalb des Stadtgebietes erfolgen.  
Der externe Ausgleich erfolgt auf einer Fläche in Overath im Stadtteil Lölsberg, in der Gemarkung 
Heiliger, Flur 21, Flurstück 148. Das Flurstück hat eine Gesamtgröße von 11.820 m². In Anlehnung an 
die potenzielle natürliche Vegetation eines Hainsimsen-Buchenwald wird auf der Fläche ein Buchen- 
Eichenwald mit vorgelagertem Waldrand angelegt werden. Die Sicherung erfolgt zunächst zwischen 
dem Eigentümer der Fläche und dem Vorhabenträger und dann im Durchführungsvertrag zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 31/1 zwischen der Kreisstadt Siegburg und dem 
Vorhabenträger bis zum Satzungsbeschluss. 
 
Das Thema „Waldumwandlung“ wird in den Begründungen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 31/1 und zur 64. Änderung des Flächennutzungsplanes und im zugehörigen Umweltbericht 
behandelt.   
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2.4 DFS - Deutsche Flugsicherung GmbH mit E-Mail vom 18.04.2023 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
2.5 Geologischer Dienst NRW mit E-Mail vom 24.04.2023 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregung wird berücksichtigt.  
 
Es wird ein entsprechender Hinweis in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 31/1 
aufgenommen. Im Rahmen des Standsicherheitsnachweises ist dieser Umstand im 
Bauantragsverfahren zu berücksichtigen. 
Die angeregte Baugrunduntersuchung ist erfolgt. Dem Vorhabenträger sind die örtlichen Verhältnisse 
daher bekannt. Sie werden bei der Objektplanung berücksichtigt. 
 
Auf der Ebene des Flächennutzungsplanes besteht kein planerischer bzw. abwägungsrelevanter 
Handlungsbedarf.  
 
 
  
 
 
2.6 Fernstraßenbundesamt und Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Rheinland, 

Außenstelle Köln mit E-Mail vom 25.04.2023 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregung wird berücksichtigt.  
 
Die Anbauverbots- und die Anbaubeschränkungszone sind im Flächennutzungsplan (FNP) dargestellt.  
 
Die Anbauverbotszone sowie die Anbaubeschränkungszone werden nachrichtlich in die Planzeichnung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 31/1 aufgenommen. Das Plangebiet liegt außerhalb der 
Anbauverbotszone. Die o.g. Erläuterungen zur Anbaubeschränkungszone, zu Werbeanlagen und zu 
Reflexionen werden in den Textteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 31/1 und die 
Begründungen zum Bebauungsplan und zur FNP-Änderung aufgenommen. 
Schutzbedürftige Räume nach DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) wie zum Beispiel Wohnungen für 
Betriebsinhaber, Büro- und Schulungsräume sind innerhalb des Plangebereiches nicht vorgesehen. 
Daher sind die Belange des Immissionsschutzes aus Richtung der BAB A3 nicht betroffen. 
 
 
 
 
2.7 Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung  

mit E-Mail vom 26.04.2023 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Thema Abwasser/Starkregen 
 
Die Anregung wird berücksichtigt.  
 
Es wird auf die Stellungnahme der Stadtverwaltung unter Pkt. 2.1 verwiesen.  
Die vorgesehene Niederschlagswasserbehandlungsanlage dient auch dem Schutz vor Starkregen 
sowohl innerhalb des Plangebietes als auch der Unterlieger. 
 
Auf der Ebene des Flächennutzungsplanes besteht kein planerischer bzw. abwägungsrelevanter 
Handlungsbedarf. Das Thema „Entwässerung“ wird in der Begründung zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 31/1 behandelt.  
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Altlasten 
 
Die Anregung wird berücksichtigt.  
 
Die angeregte Baugrunduntersuchung ist erfolgt. Dem Vorhabenträger sind die örtlichen Verhältnisse 
daher bekannt. Sie werden bei der Objektplanung berücksichtigt. 
 
In die Planbegründung zur 64. Änderung des FNP wird ein entsprechender Hinweis aufgenommen.   
 
 
 
Grundwasserschutz 
 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
 
Die besagte Grundwassermessstelle wurde in der Planzeichnung des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 31/1 nachrichtlich ergänzt. Sie wird -falls erforderlich- im Rahmen der Umsetzung 
der Planung unter fachgutachterlicher Begleitung verlegt. 
 
 
 
Natur, Landschafts- und Artenschutz 
 
Die Anregungen werden berücksichtigt. 
 
Es wurde eine Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung erstellt. Zusätzlich wurde der Ausgleichsbedarf für den 
Verlust der Waldfläche ermittelt. Der Ausgleich für die o.g. Eingriffe wird überwiegend außerhalb des 
Plangebietes vorgenommen.  
Der externe Ausgleich erfolgt auf einer Fläche in Overath im Stadtteil Lölsberg, in der Gemarkung 
Heiliger, Flur 21, Flurstück 148. Das Flurstück hat eine Gesamtgröße von 11.820 m². In Anlehnung an 
die potenzielle natürliche Vegetation eines Hainsimsen-Buchenwald wird auf der Fläche ein Buchen- 
Eichenwald mit vorgelagertem Waldrand angelegt werden. Die Sicherung erfolgt zunächst zwischen 
dem Eigentümer der Fläche und dem Vorhabenträger und dann im Durchführungsvertrag zwischen der 
Kreisstadt Siegburg und dem Vorhabenträger bis zum Satzungsbeschluss. 
 
Es wurde eine Artenschutzprüfung der Stufe 2 gemäß dem Methodenhandbuch NRW durchgeführt. 
Diese kommt zu dem Ergebnis, dass lediglich darauf geachtet werden muss, dass die Gehölzrodung im 
Winterhalbjahr durchgeführt wird. 
 
Die Hinweise zum Vogelschlag an Gebäuden und zu Lichtemissionen werden in den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 31/1 aufgenommen. 
 
 
 
Bodenschutz 
 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
 
Der Belang des Bodenschutzes wurde im Umweltbericht verbal argumentativ berücksichtigt. Ein 
zusätzlicher Ausgleich für den Boden ist demnach nicht erforderlich. 
 
 
 
Abfallwirtschaft 
 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
 
Die Hinweise werden gleichlautend in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 31/1 aufgenommen. 
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Klimaschutz 
 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
 
Der Bereich, in dem die erhaltenswerten Bäume stehen, wird im vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 31/1 als Fläche zum Erhalt von Bäumen und Sträuchern festgesetzt. Die Grundstücksflächen, die 
nicht überbaut bzw. versiegelt werden, werden als Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchern festgesetzt. Dort sind mindestens 10 zusätzliche Laubbäume zu pflanzen. Für das 
Flachdach der kleinen Halle wird eine extensive Dachbegrünung festgesetzt. 
 
Das Thema wird in der Planbegründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 31/1 und dem 
Umweltbericht behandelt. 
 
 
 
Erneuerbare Energien 
 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird festgesetzt, dass innerhalb des Plangebietes mindestens 
2.500 qm Dachfläche für Photovoltaik-Anlagen vorzusehen ist.  
 
Das Thema wird in der Planbegründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 31/1 behandelt. 
 
 
 
Wirtschaftsförderung 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
2.8 Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 26 mit E-Mail vom 27.04.2023 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die große Halle weist eine maximale Gebäudehöhe von ca. 118,5 m über NHN und die kleine Halle von 
ca. 105,0 m über NHN auf. Daher ist der Bauschutzbereich des Flughafens Köln/Bonn nicht betroffen. 
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2.9 Deutsche Telekom Technik GmbH mit Schreiben vom 27.04.2023 
 
 

 

 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Ausbau von Telekom-Leitungen im Plangebiet ist nicht erforderlich, da nur Lagerhallen geplant sind. 
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2.10 Stadtverwaltung Siegburg, Amt 80 - Umwelt und Wirtschaft 
 mit Schreiben vom 28.04.2023 
 
Durch die Änderung der Fläche zur Nutzung als Gewerbefläche ist mit einer Erhöhung der Versiegelung 
dieser Fläche zu rechnen. Weiterhin ist davon auszugehen, dass durch die Nutzung der Fläche bei 
Erteilung einer Baugenehmigung auch für die gemäß Baumschutzsatzung schützenswerten Bäume ein 
adäquater Ausgleich zu schaffen wäre. Da dies möglicherweise auf der verbleibenden nicht bebauten 
Fläche nicht möglich sein wird, kann ein Ausgleich dann nur an anderer Stelle erfolgen. Sowohl die 
Versiegelung, als auch die Entfernung von Bewuchs führen aus umwelt- und klimatechnischer Sicht zu 
einer Verschlechterung der Situation vor Ort. Durch die im näheren Umfeld bereits versiegelten Flächen 
wird diese Situation negativ verstärkt, durch Planung der Festsetzung eines Teilbereichs des 
Seidenbergs als Waldgebiet (vgl. BP 30/2, 2. Änderung und FNP, 80. Änd.) ist hingegen eine 
verbleibende positive Wirkung zu erwarten. Als adäquater Ausgleich für die benannten 
Verschlechterungen kämen eine Dachbegrünung und eine Fassadenbegrünung infrage. Durch die 
Anbringung einer Photovoltaik-Anlage auf der der Dach- oder anderen Flächen könnte zudem ein 
weiterer Beitrag zum Klimaschutz gewährleistet werden. Die Fläche erscheint hinsichtlich des Themas 
Starkregen gemäß der Starkregengefahrenhinweiskarte des Landes NRW nicht besonders auffällig zu 
sein. Trotzdem wird im Falle einer baulichen Erschließung wasserdurchlässige Pflasterflächen 
empfohlen. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregung wird berücksichtigt.  
 
Für das Flachdach der geplanten kleinen Halle wird eine extensive Dachbegrünung festgesetzt. Der 
Bereich, in dem erhaltenswerte Bäume stehen, wird im vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 31/1 
als „Fläche zum Erhalt von Bäumen und Sträuchern“, die Grundstücksflächen, die nicht überbaut bzw. 
versiegelt werden, als „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern“ festgesetzt. In der zuletzt 
genannten Fläche sind zusätzliche Laubbäume zu pflanzen.  
Außerdem wird im v.g. Bebauungsplan festgelegt, dass innerhalb des Plangebietes mindestens 2.500 
qm Dachfläche für Photovoltaik-Anlagen vorzusehen ist. 
Für die geplante Erweiterung der Bauer-Holz GmbH wurde ein Entwässerungskonzept erstellt. Eine 
Versickerung des gesamten Niederschlagwassers ist auf dem Grundstück realisierbar. 
 
Auf der Ebene des Flächennutzungsplanes besteht kein planerischer bzw. abwägungsrelevanter 
Handlungsbedarf. Das Thema „Entwässerung“ wird in der Begründung zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 31/1 behandelt.   
 
 
 
 
2.11 Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst mit E-Mail vom 07.06.2023 
 

 
 



 
 

17 
 

 
 



 
 

18 
 

Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregung wird berücksichtigt.  
 
Es wird ein entsprechender Hinweis in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 31/1 
aufgenommen.  
 
Auf der Ebene des Flächennutzungsplanes besteht kein planerischer bzw. abwägungsrelevanter 
Handlungsbedarf. 
 
 
 
 
 
2.12 Feuerwehr Siegburg, Brandschutzdienststelle mit E-Mail vom 22.06.2023 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregung wird berücksichtigt.  
 
Für das Bauvorhaben hat die Feuerwehr einen Löschwasserbedarf von 192 m3/h über einen Zeitraum 
von 2 Stunden definiert. Da nur ein Teil der benötigten Löschwassermenge aus dem Trinkwassernetz 
entnommen werden kann, wird der darüber hinausgehende Bedarf durch ein unterirdisches 
Löschwasservolumen abgedeckt. Desweiteren wird das Bauvorhaben mit einer Brandmeldeanlage 
einschließlich Übertragungseinrichtung für Brandmeldungen ausgestattet.  
Einzelheiten werden zwischen dem vom Vorhabenträger beauftragten Brandschutzsachverständigen 
und der Brandschutzdiensstelle der Siegburger Feuerwehr abgestimmt. 
Im Rahmen der Genehmigungsplanung wird ein Brandschutzkonzept erstellt.  
 
Das Thema „Brandschutz“ wird im Rahmen der Bebauungsplanverfahrens und des 
Baugenehmigungsverfahrens behandelt.  Auf der Ebene des Flächennutzungsplanes besteht kein 
planerischer bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf.  
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2.13 LVR- Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland mit E-Mail vom 30.06.2023 
 
 

 

 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregung wird berücksichtigt.  
 
Sowohl in den Textteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 31/1 als auch in die 
Planbegründung der 64. FNP-Änderung wird ein entsprechender Hinweis aufgenommen. 


